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 Beilage   
zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 18.09.2019  

 

 
Entscheidungsvorlage 
 
Förderkonzept für freie und freigemeinnützige Träger der Kindertagesbetreuung 
 
1. Rolle der freien Träger im Kita-Ausbau und beim Erhalt bedarfsnotwendiger Plätze 

In der Versorgungssituation im Kita-Bereich spielen die freien und freigemeinnützigen Träger in Nürn-
berg eine tragende Rolle bei Ausbau und Erhalt bedarfsnotwendiger Plätze. Betrachtet man die Vertei-
lung der Plätze für unter 3-Jährige nach Trägern, so werden 91 % in Einrichtungen freier Träger betreut. 
Im Kindergartenbereich sind es 80,9 % der Betreuungsplätze und für Grundschulkinder stehen 34,8 % 
der Plätze in Einrichtungen freier Träger zur Verfügung. 

Im Jugendhilfeausschuss vom 11.04.2019 wurde über die Fortschreibung der kleinräumigen Bedarfs-
planung bis 2026 ausführlich berichtet.  
 
Zur Erreichung des Versorgungsziels von 48 % im Krippenbereich besteht ein Platzbedarf von bis zu 
7.200 Betreuungsplätzen. Demnach wären ausgehend vom aktuellen Platzbestand noch bis zu 1.500 
Plätze zu schaffen. Davon sind bereits rund 800 Plätze in Planung, wonach noch weitere Planungen für 
rund 700 Plätze auf den Weg zu bringen sind.  
 
Für den Bereich der Kinder von 3 Jahren bis zur Einschulung konnte aufgrund der sprunghaft gestiege-
nen Kinderzahlen bereits im letzten Jahr keine bedarfsdeckende Versorgung (95 %) mehr erreicht wer-
den. Zum Stand 12/2018 stehen für rund 16.600 Kinder rund 15.200 Plätze im Bereich der Regelförde-
rung zur Verfügung. Dies entspricht einer Versorgungsquote von 92 % (Vorjahreswert zum Stand 
12/2017 = 93 %). In 2018 wurden zwar rund 200 Plätze neu geschaffen, diese dienten aber auch zur 
Kompensation von rund 80 Plätzen, die aufgrund von Betriebsauflösung, Platzreduktionen wg. Sanie-
rungsbedarf bzw. Raumproblemen im selben Jahr weggefallen sind. Neben den mittelfristigen Ausbau-
planungen wird hier zu den Kita-Jahren 2019/2020 sowie 2020/2021 kurzfristig mit zwei Regionalkin-
dergärten und Erweiterungen gegengesteuert. 
 
Im Vergleich zum Vorjahr konnte das Ausbauniveau im Jahr 2018 im Hortbereich (Nettozuwachs im 
Platzbestand) nicht gehalten werden. Gründe hierzu sind zum einen ein besonders hoher Schüleran-
stieg. Zum anderen standen 2018 200 neu geschaffenen Plätzen der Verlust von rund 160 Plätzen 
wegen Betriebsauflösung, Platzreduktionen oder hohem Sanierungsbedarf gegenüber. Der Nachfrage-
druck im Hortbereich ist nach wie vor ungebrochen hoch. In Planung befinden sich bis zum Jahr 2021 
insgesamt 1.475 Hortplätze sowie weitere rund 800 Hortplätze für den Zeitraum 2021 - 2026.  
 
Der Ausbau und der Erhalt bedarfsnotwendiger Plätze ist und war nur mit Unterstützung der kirchlichen, 
freigemeinnützigen und sonstigen freien Träger zu schaffen, da die städtischen Kapazitäten begrenzt 
sind und es ein möglichst vielfältiges Angebot in Nürnberg geben soll. In den letzten Jahren haben sich 
die freien, sonstigen und freigemeinnützigen Träger am Kita-Ausbau sehr engagiert beteiligt und hohe 
Investitionen getätigt.  
 
2. AG Kita-Ausbau und aktuelle Situation der Träger in Nürnberg 

 
Die freien Träger kommen nach eigener Darstellung an die Grenzen ihrer finanziellen Belastbarkeit und 
sehen nun große Hindernisse, sich am Kita-Ausbau weiter wie bisher zu beteiligen. Am 9. November 
2017 wurde der Oberbürgermeister in die Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII Kindertageseinrich-
tungen eingeladen. Dieser hat die Investitionen und das Engagement sehr gewürdigt, für den weiteren 
Ausbau geworben, aber auch die Anliegen der freien Träger aufgenommen. Dabei kam zur Sprache, 
dass die freien Träger zwar weiterhin grundsätzlich bereit seien, sich am weiteren Ausbau zu beteiligen. 
Es fehle jedoch unter anderem an Geld für Investitionen. Die Rahmenbedingen z.B. bei den kirchlichen 
Trägern haben sich verschlechtert und auch die Mieten und die Baukosten für Kita-Objekte haben sich 
zum Teil wesentlich erhöht.  
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Im Zusammenhang mit der weiteren Sondierung und Analyse der wirtschaftlichen Situation und den 
Bedingungen für weitere Investitionen wurde auf Initiative und unter Federführung der Verwaltung des 
Jugendamts und in Abstimmung mit Referat V im Jahr 2018 eine Unterarbeitsgruppe der AG 78 gebildet, 
die AG Kita-Ausbau. Darin sind Vertreterinnen und Vertreter der evangelischen und katholischen Trä-
ger, des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, der Arbeiterwohlfahrt und des Vereins Selbstorganisierter 
Kindertageseinrichtungen (SOKE) und Fachleute aus dem Jugendamt vertreten. Ziel der Arbeitsgruppe 
Kita-Ausbau ist es, dass weiterhin Kita-Plätze bedarfsgerecht angeboten werden können. Es sollen in 
der AG Kita-Ausbau kritische Hindernisse für den Kita-Ausbau identifiziert und dafür Lösungen entwi-
ckelt werden. Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen muss auskömmlich sein. Davon hängen auch 
weitere Investitionen ab.  
 
2.1. Befragung der Kindertageseinrichtungen und ihrer Träger zum Bedarf an Generalsanierun-

gen bzw. Erweiterungsmöglichkeiten 

 
Zunächst wurde eine Befragung von Einrichtungen und Trägern durchgeführt, bei der der Bedarf an 
Generalsanierungen in Kombination mit einer möglichen Erweiterungsmöglichkeit auf dem Außenge-
lände ermittelt wurde. Die Möglichkeiten einer kombinierten Generalsanierung mit Erweiterung haben 
sich dabei als eher gering herausgestellt. Die Rückmeldungen aus der Befragung wurden von den Sach-
bearbeitungen und Fachberatungen der Abteilung Rechtsaufsicht, Zuschüsse und räumliche Planung 
geprüft, weiterverfolgt und sollen umgesetzt werden. Im Rahmen der Befragung wurde aber auch ein 
hoher Bedarf an Generalsanierungen bzw. Ersatzneubauten ohne Erweiterung festgestellt. 
 
Ein grundsätzliches Problem bei der Sanierung oder der Errichtung eines Ersatzneubaus sind laut Rück-
meldung aus der AG Kita-Ausbau die fehlenden Rücklagen für solche Maßnahmen. Die immer weiter 
steigenden Kosten im Bausektor und der Basiswert der kindbezogenen Förderung, der nicht auf Rück-
lagenbildung ausgelegt ist, verschärfen diesbezüglich die finanzielle Situation der Träger.  
 
Um die Verteilung von Eigentumsobjekten (= im Eigentum des Trägers) und Mietobjekten zu eruieren 
und damit eine Datenbasis für Lösungsmöglichkeiten der in der AG 78 geäußerten Befürchtungen und 
Probleme der freien Träger zu schaffen, wurde eine stadtweite Umfrage bei Trägern durchgeführt. Diese 
hat ergeben, dass sich 2/3 der Einrichtungen im Eigentum der Träger befinden, 1/3 ist in Mietobjekten 
untergebracht.  
 
2.2. Wirtschaftlichkeit von Kindertageseinrichtungen 

Im nächsten Schritt wurden Kalkulationen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen von ausgewählten 
freien Trägern vorgestellt und geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass sich Standorte, die im Eigentum 
des Betriebsträgers liegen im laufenden Betrieb wirtschaftlicher betreiben lassen als Standorte, die von 
freien Investoren angemietet wurden. Dieser Trend wird sich in den nächsten Jahren noch weiter ver-
stärken.  
 
Maßgeblich für die finanzielle Situation der Einrichtungen, aber von Seiten der Kommune nicht beein-
flussbar, ist auch die Entwicklung des Basiswerts, bei dessen Berechnung zwar Tarifabschlüsse, aber 
nicht die Mietpreisentwicklung berücksichtigt wird. Die verbleibende Deckung der Gesamtbetriebskos-
ten wird größtenteils durch Elternbeiträge finanziert. Ein Defizitausgleich o.ä. wird von der Stadt Nürn-
berg prinzipiell nicht geleistet. 
 
Es wurde aufgrund der aktuellen Situation von den freien Trägern übereinstimmend festgestellt, dass 
eine Zusatzförderung notwendig ist, um den laufenden Betrieb nicht zu gefährden bzw. dem Sanie-
rungsstau Herr zu werden. Hierzu sollte ein Förderkonzept entworfen werden. Statt ein völlig neues 
Förderkonzept zu entwickeln, sollte das bereits bestehende Förderkonzept Kindertageseinrichtungen 
(Föko Kitas) der Stadt Nürnberg weiterentwickelt werden. 
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3. Die Weiterentwicklung des Förderkonzepts Kindertageseinrichtungen (Föko Kitas) und der 

Zuschussrichtlinie 

 
3.1 Aktuelle Förderung  
Förderkonzept Kindertageseinrichtungen (Föko Kitas) 
 
Aktuell werden auf Basis des Föko Kitas freigemeinnützigen und sonstigen Trägern von Kindertages-
einrichtungen freiwillige Zuschüsse zu den Investitionskosten für die Errichtung von Kindertageseinrich-
tungen, zur Erstausstattung von neuen Einrichtungen und nach Generalsanierungen und Mietkosten-
zuschüsse für Horte gewährt.  
 
Zuschussrichtlinie zur Investitionskostenförderung von Kindertageseinrichtungen 
 
Aktuell wird auf Basis der geltenden städtischen Zuschussrichtlinie eine Förderung i. H. v. 90 % der 
zuweisungsfähigen Kosten während des Laufzeit des Vierten Sonderinvestitionsprogramms an Inves-
toren ausgezahlt. Diese Förderung wird für Krippen, Kindergärten und Horte von der Regierung von 
Mittelfranken mit einem Anteil von 90 % und von der Stadt Nürnberg mit einem Anteil von 10 % getragen. 
Nach Ende des Vierten Sonderinvestitionsprogramms reduziert sich die Förderung wieder auf 80 % der 
zuweisungsfähigen Kosten, die Refinanzierung reduziert sich wieder auf 60 %.  
 
3.2 Weiterentwicklung des Förderkonzepts Kindertageseinrichtungen (FöKo Kitas) und der 
Zuschussrichtlinie 
 
Ziel des weiterentwickelten Förderkonzeptes ist es, die Träger weiter zu motivieren, sich so aktiv wie 
bisher am Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen zu beteiligen und Bestandseinrichtungen zu erhalten. 
Dieses Ziel soll durch die Aufnahme eines freiwilligen Sonderzuschusses für Einrichtungen in Mietob-
jekten im Föko Kitas und der Erhöhung des Investitionszuschusses im Rahmen der BayFAG-Förderung 
in der Zuschussrichtlinie erreicht werden. Damit sich die hohe staatliche und kommunale Investitions-
förderung auch signifikant in den späteren Mieten niederschlägt und damit eine Entlastung der Träger 
im Mietbereich sichergestellt wird, wurde im Rahmen der Weiterentwicklung des Förderkonzepts in Ab-
stimmung mit verschiedenen Geschäftsbereichen eine Mietpreisdeckelung für investitionsgeförderte 
Mietobjekte entwickelt und in die Zuschussrichtlinie mit aufgenommen. 
 
 
Förderkonzept Kindertageseinrichtungen (Föko Kitas) (siehe Beilage Förderkonzept) 
 
Freie Träger, die eine Einrichtung in einem Mietobjekt betreiben, sollen einen platzbezogenen Sonder-
zuschuss erhalten, der einmal jährlich im Rahmen der Endabrechnung zur kindbezogenen Förderung 
ausgezahlt wird. Die Höhe des Zuschusses beträgt 15 € pro tatsächlich belegtem Platz pro Monat.  
 
Um eine stadtweite Vergleichbarkeit herzustellen, wurde der Sonderzuschuss auf Grundlage der stadt-
weiten Umfrage zur Eigentumssituation der Einrichtungen, verbunden mit dem aktuellen Summenraum-
programm zu förderfähigen Flächen bei Investitionskostenzuschüssen errechnet. Dadurch ergibt sich 
eine Förderhöhe von 15 € pro Platz und Monat, was beispielsweise für einen Kindergarten mit 50 Plät-
zen einen Sonderzuschuss von 9.000 € pro Jahr bedeutet; eine Krippe mit 24 Plätzen erhält 4.320 €, 
ein Haus für Kinder mit 24 Krippen-, 50 Kindergarten- und 25 Hortplätzen 17.820 €, jeweils Vollbelegung 
angenommen. 
 
Die Bezuschussung für Einrichtungen in Mietobjekten soll als jährliche Zahlung nach geprüfter Endab-
rechnung erfolgen. Die Endabrechnung liefert der Verwaltung die zuschussfähigen Platzzahlen. Ein-
richtungen in städtischen Objekten werden von der Förderung ausgenommen, da für diese bereits ein 
Mietkostenzuschuss geleistet wird. Ebenso ausgenommen sind Einrichtungen, die sich in investitions-
geförderten Objekten mit Mietpreisdeckelung befinden. Die Bezuschussung von Horten zum Ausgleich 
geringerer Öffnungszeiten soll im Rahmen des neuen Förderkonzeptes wegfallen.  
 
Bei ca. 5.700 Plätzen (Vollbelegung) in Mietobjekten beläuft sich das Volumen des Sonderzuschusses 
für Mietobjekte auf insgesamt ca. 1 Mio. € pro Jahr.  
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In das Förderkonzept soll zudem neben der Bezuschussung neuer Plätze, auch die Sanierung beste-
hender Plätze aufgenommen werden, die unter der Bagatellgrenze einer staatlichen Förderung liegen. 
In diesen Fällen beläuft sich der Zuschuss auf 80 % der förderfähigen Kosten. Der Ansatz des entspre-
chenden Produkts beläuft sich für 2019 auf 1 Mio. €. Eine Erhöhung des Ansatzes ist nicht erforderlich.  
 
Die Mietkostenförderung für Horte zum Ausgleich geringerer Buchungszeiten entfällt. Dies entlastet das 
entsprechende Produkt um ca. 78.000 € pro Jahr. 
 
Zuschussrichtlinie zur Investitionskostenförderung von Kindertageseinrichtungen (siehe Bei-
lage Zuschussrichtlinie) 
 
Für die Errichtung, die Erweiterung, Generalsanierung oder den Ersatzneubau von Kindertagesstätten 
soll der Investitionskostenzuschuss auf 100 % der förderfähigen Kosten erhöht werden. Aufgrund der 
Fördersystematik bei Bau- und Investitionskostenzuschüssen muss hierzu die Zuschussrichtlinie ange-
passt werden. Der Zuschuss steht unter dem Vorbehalt, dass der Zuschussempfänger einen Eigenanteil 
von mindestens 10 % der Gesamtkosten nachweist. Wird dieser Wert unterschritten, wird der Zuschuss 
entsprechend gekürzt. Investitionskostenzuschüsse für Mietobjekte werden nur unter der Vorausset-
zung gewährt, dass die vereinbarte Miete maximal 7 €/ m² betragen darf. Zusatzmieten für gefördertes 
Außengelände oder baurechtlich notwendige Stellplätze sind ausgeschlossen. Wird ein ursprünglich als 
Eigentumsobjekt gefördertes Gebäude in ein Mietobjekt umgewandelt gilt die Maximalmiete entspre-
chend, ebenso bei einem Mieterwechsel. Eine Mehrfachförderung wird ausgeschlossen, da Einrichtun-
gen in Objekten mit einer Mietpreisdeckelung keinen Sonderzuschuss nach dem Föko Kitas erhalten 
können.  
 
Durch die Steigerung der zuweisungsfähigen Kosten von aktuell 90 % (Sonderinvestitionsprogramm) 
auf 100 % errechnet sich eine Mehrbelastung für den städtischen Haushalt (bei einer aktuellen mittel-
fristigen Investitionsplanung für 2020 i.H.v. ca. 17.800.000 €) mit einer staatlichen Refinanzierung von 
90 % von ca. 200.000 € pro Jahr. Die aktuell laufenden Sonderinvestitionsprogramme des Freistaats 
Bayern laufen allerdings aus und es noch nicht bekannt, ob bzw. wie diese im kommenden Jahr fortge-
setzt werden sollen. Sinkt die staatliche Refinanzierung wieder auf den ursprünglichen Anteil von 60 %, 
sind Mehraufwendungen von ca. 1.000.000 Mio. € pro Jahr notwendig.  
 
Außerdem wird eine Mietkostenförderung für Interimsunterbringungen bei Sanierungsmaßnahmen oder 
Ersatzneubauten in die Zuschussrichtlinie aufgenommen. Die Stadt fördert diese Maßnahmen analog 
Nr. 9.3 FAZR mit 50 % der zuweisungsfähigen Mietkosten, beschränkt auf 5 Jahre maximale Mietdauer 
und erhält eine staatliche Refinanzierung von 30 % dieser Förderung. Die Höhe der maximal zuschuss-
fähigen Miete ist auf 10 € pro m² förderfähiger Fläche analog FAZR beschränkt. Eine Einschätzung der 
finanziellen Auswirkungen ist nicht zu beziffern, in den vergangenen 10 Jahren gab es weniger als 10 
Maßnahmen, die eine Interimsunterbringung mit Mietzinszahlung benötigt haben.  
 
Das neue Förderkonzept soll zum 01.07.2020 in Kraft treten, der Sonderzuschuss für Einrichtungen in 
Mietobjekten hat eine auf 5 Jahre beschränke Laufzeit und wird erstmals ab 01.07.2020 ausgezahlt 
werden. Für den städtischen Haushalt ergeben sich insgesamt Mehrausgaben von maximal 2.500.000 
€ pro Jahr, für das Haushaltsjahr 2020 anteilig von 700.000 €. 
 
Bei der Weiterentwicklung des Förderkonzepts und der Zuschussrichtlinie wurde darauf Wert gelegt, 
dass die Umsetzung mit möglichst geringem Verwaltungsaufwand erfolgen kann und die notwendigen 
Daten durch nachprüfbare und sichere Quellen erhoben werden können, in diesem Fall das Abrech-
nungsprogramm KiBiG.web. Es wird keinen Bedarf an zusätzlichen Kräften im Zuschussbereich geben, 
da die Prüfung und Auszahlung für die Einrichtungen durch die jeweiligen Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter im Rahmen der Prüfung der Endabrechnung bzw. der Antragsprüfung bei Baumaßnah-
men erfolgen kann.  


